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BEBAUUNGSPLAN NR. 211/I 
„WIESDORF - WESTLICH EDITH-WEYDE-STRASSE“ 

 

Ergebnisse 

der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) sowie der Behörden  

und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 (1) BauGB 

 

 

Der Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 Abs. 1 BauGB vom 14.01.2014 bis 
zum 31.01.2014 Gelegenheit gegeben, sich zur Planung zu äußern. 
Darüber hinaus fand am 13.01.2014 eine Bürgerinformation statt. 

Mit Schreiben vom 19.12.2014 wurden die betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB über 
die Planung informiert und um Äußerung gebeten. 

 

Vorbemerkung: 

 

Entsprechend derzeitiger Rechtsprechung ist alleine der Rat ermäch-
tigt, über die im Verfahren eingegangenen Äußerungen und Stellung-
nahmen zu entscheiden. Dies erfolgt mit dem Satzungsbeschluss am 
Ende des Verfahrens. Daher werden die Äußerungen aus der frühzeiti-
gen Beteiligung zum Abschluss dem Rat der Stadt Leverkusen vorge-
legt. Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen empfiehlt 
dem Rat, den durch die Verwaltung vorgeschlagenen Beurteilungen der 
Äußerungen zu folgen. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan Nr. 221/I 
„Wiesdorf – westlich Edith-Weyde-Straße“ sind von der Öffentlichkeit  
6 Äußerungen eingegangen. Eine Äußerung wurde im Rahmen des 
Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 206/I „Kurtekottenweg/Fontane-
straße“ vorgebracht. Auf Grund der, hinsichtlich der Verkehrssituation, 
inhaltlichen Zusammenhänge zu dem Bebauungsplan Nr. 211/I wurde 
diese Äußerung auch in diesem Verfahren berücksichtigt.  
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Darüber hinaus waren bei der Bürgerinformation 19 Personen anwe-
send. In keiner Äußerung wurde sich grundsätzlich gegen die Planung 
ausgesprochen. Es wurde jedoch von einem Bürger ein alternativer 
Standort für die Errichtung der Hauptfeuer- und Rettungswache vorge-
schlagen. Im Übrigen wurden weitergehende Untersuchungen und die 
Berücksichtigung der Belange der Bürger, insbesondere hinsichtlich 
des Immissionsschutzes und der Erschließung, angeregt. 
 
14 Träger öffentlicher Belange haben sich zu dem Verfahren geäußert. 
Davon haben drei das Planverfahren lediglich zur Kenntnis genommen 
bzw. erklärt, nicht betroffen zu sein. In zwei Äußerungen wird die Ände-
rung ausdrücklich begrüßt. 
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Bebauungsplan Nr. 211/I                                                                                                         Seite 5 

 

 
 

 

I/1.) 

I/2.) 

I/3.) 

I/4.) 

II/1.) 

II/2.) 
II/3.) 

II/4.) 



Bebauungsplan Nr. 211/I                                                                                                         Seite 6 

 

 
 

 

II/5.) 

II/6.) 

II/7.) 
II/8.) 

II/9.) 
II/10.) 

II/11.) 
II/12.) 

II/13.) 

II/14.) 

II/15.) 



Bebauungsplan Nr. 211/I                                                                                                         Seite 7 

 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 211/I                                                                                                         Seite 8 

 

 
 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
 

zu I/1.): 
Die Wegeverbindung bleibt, in veränderter Lage, erhalten. Der neue 
Fuß- und Radweg wird südlich des geplanten Standortes für die Haupt-
feuer- und Rettungswache zur Edith-Weyde-Straße geführt. Dort wird 
eine signalisierte Fußgängerschutzanlage angelegt, die eine gefahrlose 
Querung zu dem Fuß- und Radweg auf der östlichen Seite der Edith-
Weyde-Straße sicherstellt. Zudem wird die Einrichtung eines 0,5 m brei-
ten Sicherheitsstreifens die Sicherheit der Fußgänger und Radfahrer 
verbessern. 
 
zu I/2.): 
Im Vorfeld des Planverfahrens wurde untersucht, ob die östlich der 
Edith-Weyde-Straße gelegenen Flächen für eine weitergehende Ge-
werbeflächenentwicklung nutzbar sind. Aufgrund der ökologischen Wer-
tigkeit dieses Gebietes wurde von dieser Flächenentwicklung Abstand 
genommen. Hierzu hat der Bau- und Planungsausschuss der Stadt  
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Leverkusen am 11.11.2013 einen entsprechenden Aufhebungsbe-
schluss zu einer Flächennutzungsplanänderung gefasst. 
 
zu I/3.): 
Gemäß den Aussagen des Gutachters kann davon ausgegangen wer-
den, dass durch den bei einem Unfall im CHEMPARK ausgelösten 
Trümmerwurf, auf Grund der Entfernung von mindestens 300 m zum 
Plangebiet, keine Gefahren ausgehen. 
 
zu I/4.): 
Der Kampfmittelbeseitigungsdienst wurde im Verfahren beteiligt. Da-
nach liegt das Plangebiet in einem Bereich, in dem im 2. Weltkrieg ver-
mehrte Kampfhandlungen stattgefunden haben. Der konkrete Verdacht 
auf Kampfmittel hat sich nach Überprüfung nicht bestätigt. Es ist jedoch 
nicht auszuschließen, dass noch Kampfmittel im Boden vorhanden 
sind. Auf die sich daraus ergebende besondere Vorsicht bei Erdarbei-
ten wird im Bebauungsplan durch Aufnahme eines entsprechenden 
Hinweises aufmerksam gemacht. 
 
zu II/1.): 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde auf die 
Festsetzung von Abstandsklassen verzichtet. Die Ansiedlung wohnver-
träglicher gewerblicher Nutzungen wird nun durch den Ausschluss be-
stimmter allgemein und aller ausnahmsweise zulässiger Nutzungen in 
einem Gewerbegebiet sichergestellt. Der Wohnverträglichkeit dient 
auch der Ausschluss von geruchsemittierenden Betrieben und Anlagen 
sowie von Störfallanlagen. 
 
zu II/2.): 
Das mittlerweile erstellte schalltechnische Gutachten hat die durch den 
Schienenverkehr, unter Berücksichtigung der zukünftig zu erwartenden 
Zugfahrten, verursachten Lärmbelastungen untersucht. Die sich daraus 
ergebenden Lärmschutzmaßnahmen wurden als Festsetzungen in den 
Bebauungsplan übernommen. 
 
zu II/3.): 
Im Rahmen der Errichtung der Hauptfeuer- und Rettungswache wird 
den Einsatzfahrzeugen der Feuerwehr und des Rettungswesens eine 
lichtsignalgesteuerte Bevorrechtigung eingeräumt. Das Einschalten des 
Martinshorns auf der Edith-Weyde-Straße ist somit nicht erforderlich. 
Mit Lärmbelastungen angrenzender Wohnnutzungen rund um die Fon-
tanestraße ist daher nicht zu rechnen. 
 
zu II/4.): 
Die Hauptfeuer- und Rettungswache an der Stixchesstraße entspricht 
nicht mehr den heutigen technischen und logistischen Anforderungen. 
Auf dem bisherigen Standort ist ein Neubau oder eine Modernisierung 
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aufgrund des eingeschränkten Platzangebotes nicht möglich. Die Fi-
nanzierung der einzelnen Vorhaben innerhalb des Plangebietes ist nicht 
Gegenstand des planungsrechtlichen Verfahrens. 
 
zu II/5.): 
Eine Feuerwehr ist planungsrechtlich in einem Gewerbegebiet allge-
mein zulässig. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal, 
wozu auch die Unterkünfte für das Betriebspersonal der Feuerwehr 
zählen, sind in einem Gewerbegebiet grundsätzlich zulässig. 
 
zu II/6.): 
Im Vorfeld des Verfahrens wurden mehrere alternative Standorte im 
gesamten Stadtgebiet von Leverkusen auf ihre Eignung für die Ansied-
lung einer Feuerwache untersucht. Hierbei handelte es sich u. a. auch 
um den Standort an der Marie-Curie-Straße. Aufgrund der erforderli-
chen Verfügbarkeit eines im Zuschnitt relativ frei wählbaren Grundstü-
ckes von ca. 20.000 m², der einsatztaktisch geeigneten Lage im Süden 
des Stadtgebietes, der bereits vorhandenen Verkehrserschließung, ei-
ner weitgehend konfliktfreien Lage in nicht unmittelbarer Nähe eines 
Wohngebietes und der kurzfristigen Umsetzbarkeit des Vorhabens hat 
sich die Stadt Leverkusen für einen Neubau an dem Standort an der 
Edith-Weyde-Straße entschieden. Die planungsrechtliche Eignung des 
Standortes wurde im weiteren Verfahren durch entsprechende Gutach-
ten belegt. Eine weitergehende Debatte zu Alternativstandorten ist ak-
tuell nicht zielführend. 
Das Plangebiet besitzt eine Gesamtgröße von ca. 6,59 ha. Davon sol-
len ca. 5,75 ha als Gewerbegebiet festgesetzt werden, wobei ca. 2 ha 
von der Hauptfeuer- und Rettungswache und der Freiwilligen Feuer-
wehr Wiesdorf genutzt werden sollen. Die übrigen Bauflächen stehen 
anderen gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
 
zu II/7.): 
Der überwiegende Teil der Edith-Weyde-Straße ist derzeit eine Privat-
straße. Diese wird als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. Im Rah-
men der Umsetzung des Vorhabens wird diese umgebaut und öffentlich 
gewidmet. 
 
zu II/8.): 
Ein Ersatz der Stellplätze für Bayer/CHEMPARK-Bedienstete ist nicht 
erforderlich. Hierfür steht eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen auf 
der südlich anschließenden Stellplatzanlage auf Kölner Stadtgebiet zur 
Verfügung. 
Als Ersatz für die wegfallenden Stellplätze, die derzeit über eine Baulast 
als Parkplätze für Besucher von Fußballspielen gesichert sind, sind die 
Stellplatzflächen an der ca. 700 m südlich des Plangebietes entfernt 
liegenden S-Bahn-Haltestelle „CHEMPARK“ (ehemals „Bayerwerk“) 
vorgesehen. Diese werden über eine Baulast rechtlich gesichert. 
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zu II/9.): 
Im Rahmen des Verfahrens wurde eine Eingriffs- und Ausgleichsbilan-
zierung vorgenommen. Da der gesamte Eingriff nicht innerhalb des 
Plangebietes umsetzbar ist, muss eine externe ökologische Kompensa-
tion geschaffen werden. Diese wird auf einer ca. 220 m östlich des 
Plangebietes liegenden intensiv genutzten 15.650 m² großen Ackerflä-
che durchgeführt. Zu diesem Zweck wird diese Fläche zu Grünland 
aufgewertet. 
 
zu II/10.): 
Bei der durchgeführten Artenschutzprüfung (ASP Stufe I) wurde festge-
stellt, dass eine gewerbliche Entwicklung zwischen der Bahntrasse und 
der Edith-Weyde-Straße eine Barriere für die östlich und westlich des 
Plangebietes vorhandenen Zauneidechsen bildet. Daher sind entspre-
chende Verbundelemente innerhalb des Plangebietes zu erhalten. 
Diesbezüglich werden der bahnbegleitende Gehölzstreifen sowie drei 
ost-west ausgerichtete Flächen mit den dort vorhandenen Baumreihen 
planungsrechtlich gesichert. Zusätzlich ist eine Anreicherung der vor-
genannten Verbundelemente mit artenspezifischen Unterschlupfmög-
lichkeiten vorgesehen. Auf Grund der Betroffenheit der Zauneidechse 
durch die Planung soll der Biotopausgleich an diese Art angepasst wer-
den. Die vorgeschlagene externe Kompensationsfläche südlich des 
Kurtekottenweges am Flugplatz entspricht  den Habitatansprüchen der 
Zauneidechse.  

Sonstige Fortpflanzungs-, Ruhestätten oder essentielle Lebensraum-
funktionen von den übrigen planungsrelevanten Vogel-, Amphibien-, 
Säugetierarten oder Insekten sind nicht betroffen.  

Zur Minimierung und Vermeidung der Wirkungen auf die Fauna werden 
artenspezifische Bauzeitenregelungen, Fällzeitenregelungen und 
Leuchtmittelvorgaben festgelegt.  

 
zu II/11.): 
Auf Grund früherer Bodenuntersuchungen in einem Teilbereich des 
Plangebietes bestand ein Verdacht einer schädlichen Bodenverände-
rung durch Schwermetalle (insbesondere für die Parameter Blei und 
Cadmium). Im Hinblick auf eine gewerbliche Nutzung des Plangebietes 
sind diese Bodenverunreinigungen jedoch als unproblematisch zu be-
werten. Der Verdacht auf die schädlichen Bodenveränderungen konnte 
durch eine weitergehende orientierende Untersuchung und Gefähr-
dungsabschätzung in den Jahren 2013/14 ausgeräumt werden. 
 
zu II/12.): 
Mit Ausnahme der Hauptfeuer- und Rettungswache bestehen noch 
nicht genau definierte Erweiterungsabsichten des nördlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Autohauses. 
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zu II/13.): 
Die Edith-Weyde-Straße wird mit einer Gesamtbreite von 10,0 m fest-
gesetzt. Die Mindestanforderungen an den Straßenquerschnitt mit einer 
6,5 m breiten Fahrbahn, einem 0,5 m breitem Sicherheitsstreifen und 
einem bis zu 3,0 m breiten kombinierten Fuß- und Radweg können so-
mit umgesetzt werden. Damit wird eine, an den zu erwartenden Ver-
kehrsaufkommen ausgerichtete, ausreichende Dimensionierung sicher-
gestellt. Unmittelbar an der Kölner Stadtgrenze wird auf der Edith-
Weyde-Straße eine signalisierte Fußgängerschutzanlage angelegt, die 
eine gefahrlose Querung sicherstellt.  
 
zu II/14.): 
Im Rahmen des Verfahrens wurden keine Anregungen zum Schutz vor 
Erschütterungen von den zuständigen Behörden und Trägern öffentli-
cher Belange vorgebracht. Auswirkungen von Erschütterungen auf das 
Plangebiet sind darüber hinaus derzeit nicht bekannt. Trotzdem wird 
vorsorglich in dem Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass mögliche 
Erschütterungen durch den angrenzenden Schienenverkehr und durch 
den Maschinenbetrieb industrieller Betriebe nicht gänzlich auszuschlie-
ßen ist und daher bei Errichtung von Gebäuden ggf. Schutzmaßnah-
men zu beachten sind. 
 
zu II/15.): 
Eine zweiwöchentliche Dauer der frühzeitigen Bürgerbeteiligung ent-
spricht den rechtlichen Anforderungen und dem bei planungsrechtlichen 
Verfahren in der Stadt Leverkusen üblichen Zeitrahmen. Den Bürgern 
wird nach Überarbeitung bzw. Weiterentwicklung der Planung im Rah-
men der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch noch 
einmal einen Monat Gelegenheit gegeben, sich an der Planung zu be-
teiligen. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und – soweit pla-
nungsrechtlich relevant – gefolgt. Nicht gefolgt wurde jedoch den Äuße-
rungen, die den Standort der Hauptfeuerwache- und Rettungswache im 
Plangebiet als ungeeignet ansehen. 
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A 1: Dr. Peter Knopf vom 17.06.2013 
 

 

1.) 

2.) 

3.) 

4.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

zu 1.) und 2.) und 4.): 
Die Äußerungen zum Verfahren, der Lage der Kindertagesstätte sowie 
der Verkehrssituation auf dem Kurtekottenweg beziehen sich aus-
schließlich auf das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 206/I und sind 
daher hier nicht relevant. 
 
zu 3.): 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde eine Ver-
kehrsuntersuchung erstellt. Demnach ist durch die Zusatzverkehre aus 
dem Plangebiet mit keinem zusätzlichen Verkehrsaufkommen auf der 
Fontanestraße oder auf dem Kurtekottenweg zu rechnen. 
 
zu 5.): 
Zur klareren Gestaltung und Verbesserung der Verkehrssicherheit des 
Knotenpunktes Edith-Weyde-Straße/Fontanestraße/Kurtekottenweg 
sollen die Zufahrten zur Fontanestraße und zum Kurtekottenweg räum-
lich getrennt werden. Durch diese Maßnahme wird auch ein möglicher 
Schleichverkehr durch die Wohnsiedlung an der Bertha-von-Suttner-
Straße/Fontanestraße zu den Kindertagesstätten an dem Kurtekotten-
weg erschwert, wenn nicht sogar verhindert. Die Maßnahme wird im 
Rahmen des Ausbaus der Edith-Weyde-Straße umgesetzt. Die dafür 
erforderlichen Flächenausweisungen wurden im Bebauungsplan be-
rücksichtigt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen.

5.) 
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A 2: Horst Müller vom 14.01.2014 
 

 

1.) 

2.) 

3.) 

4.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

zu 1.): 
Die Finanzierung der einzelnen Vorhaben innerhalb des Plangebietes 
ist nicht Gegenstand des planungsrechtlichen Verfahrens. 
 
zu 2.): 
Im Vorfeld des Verfahrens wurden mehrere alternative Standorte im 
gesamten Stadtgebiet von Leverkusen auf ihre Eignung für die Ansied-
lung einer Feuerwache untersucht. Hierbei handelte es sich u. a. auch 
um den Standort an der Marie-Curie-Straße. Aufgrund der erforderli-
chen Verfügbarkeit eines im Zuschnitt relativ frei wählbaren Grundstü-
ckes von ca. 20.000 m², der einsatztaktisch geeigneten Lage im Süden 
des Stadtgebietes, der bereits vorhandenen Verkehrserschließung, ei-
ner weitgehend konfliktfreien Lage in nicht unmittelbarer Nähe eines 
Wohngebietes und der kurzfristigen Umsetzbarkeit des Vorhabens hat 
sich die Stadt Leverkusen für einen Neubau an dem Standort an der 
Edith-Weyde-Straße entschieden. Die planungsrechtliche Eignung des 
Standortes wurde im weiteren Verfahren durch entsprechende Gutach-
ten belegt. Eine weitergehende Debatte zu Alternativstandorten, z. B. 
zum nbso-Gelände, ist aktuell nicht zielführend. 
 
zu 3.): 
Im Rahmen des Verfahrens wurden keine Anregungen zum Schutz vor 
Erschütterungen von den zuständigen Behörden und Trägern öffentli-
cher Belange vorgebracht. Auswirkungen von Erschütterungen auf das 
Plangebiet sind darüber hinaus derzeit nicht bekannt. Trotzdem wird 
vorsorglich in dem Bebauungsplan darauf hingewiesen, dass mögliche 
Erschütterungen durch den angrenzenden Schienenverkehr und durch 
den Maschinenbetrieb industrieller Betriebe nicht gänzlich auszuschlie-
ßen ist und daher bei Errichtung von Gebäuden ggf. Schutzmaßnah-
men zu beachten sind. 
Da eine weitergehende Debatte zu Alternativstandorten aktuell nicht 
zielführend ist, gilt Gleiches auch für mögliche Schallschutzmaßnahmen 
an den zur Diskussion gestellten Alternativstandort. 
 
zu 4.): 
Es ist richtig, dass die Ansiedlung der Hauptfeuer- und Rettungswache 
und der Freiwilligen Feuerwehr ein Ziel des Bebauungsplanes ist. Diese 
Nutzung wird jedoch nur ca. 2 ha des insgesamt 6,59 ha großen Plan-
gebietes in Anspruch nehmen. Abzüglich der Verkehrsflächen stehen 
ca. 3,75 ha anderen gewerblichen Nutzungen zur Verfügung.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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A 3: Peter Ernst vom 15.01.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

Fragen zum Versicherungsschutz sind nicht Gegenstand des planungs-
rechtlichen Verfahrens. 
Im Verfahren wurde die Feuerwehr beteiligt. Bedenken gegen die ge-
plante Signalsteuerung, die eine Bevorrechtigung der Einsatzfahrzeuge 
ohne Benutzung des Martinshorns ermöglicht, wurden nicht vorge-
bracht. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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A 4: Schormann Architekten vom 28.01.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

Der Bebauungsplan wurde mittlerweile überarbeitet. Dabei wurde dem 
Wunsch entsprochen, im nördlichen Teil des Plangebietes eine über-
baubare Grundstücksfläche anstatt einer Fläche für Stellplätze festzu-
setzen. Die Zielsetzungen der städtebaulichen Planung werden 
dadurch nicht verändert. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird gefolgt. 
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A 5: Bayer Real Estate GmbH vom 30.01.2014 
 

 

1.) 

2.) 

3.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen zum Bebauungs-
plan wurde eine neue Bewertung der „Beamtenkolonie“ vorgenommen. 
Auf Grund der historisch gewachsenen Situation des Nebeneinanders 
von Wohnen und Industrie wurde die „Beamtenkolonie“ als sogenannte 
Gemengelage eingestuft. Im Sinne des Gebots der Rücksichtnahme 
und der diesbezüglichen Rechtsprechung sind demnach in einer Ge-
mengelage, in dem zum Wohnen dienenden Gebiet, höhere Belästi-
gungen hinzunehmen, als die in einem reinen oder allgemeinen Wohn-
gebiet zulässigen Belastungen. Demzufolge erfolgt für die „Beamtenko-
lonie“ im Sinne des rechtlich zu ermittelnden Zwischenwertes bzw. Mit-
telwertes die Einstufung als Mischgebiet.  
 
zu 2.): 
Die Bezeichnung als „Beamtenkolonie“ wird in den Unterlagen an den 
betreffenden Stellen korrigiert. 
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zu 3.): 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde auf die 
Festsetzung von Abstandsklassen verzichtet. Die Ansiedlung wohnver-
träglicher gewerblicher Nutzungen wird nun durch den Ausschluss be-
stimmter allgemein und aller ausnahmsweise zulässiger Nutzungen in 
einem Gewerbegebiet sichergestellt. Der Wohnverträglichkeit dient 
auch der Ausschluss von geruchsemittierenden Betrieben und Anlagen 
sowie von Störfallanlagen. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und hinsichtlich der 
Bezeichnung der „Beamtenkolonie“ und deren planungsrechtliche Ein-
stufung in eine andere Baugebietskategorie sowie den Verzicht auf 
Festsetzungen gemäß der Abstandsliste gefolgt.  
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A 6: Currenta GmbH & Co. OHG vom 31.01.2014 
 

 

1.) 

2.) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
zu 1.): 
Die zustimmende Äußerung zu der Ansiedlung der Hauptfeuer- und 
Rettungswache wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.) Vorbeugender Immissionsschutz: 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde vom TÜV 
Rheinland eine gutachterliche Stellungnahme zur Thematik Störfallan-
lagen (Seveso-II-Richtlinie) erarbeitet. Die dort empfohlenen Aus-
schlüsse weiterer Nutzungen und Nutzungsarten wurden in den Bebau-
ungsplan übernommen. Somit kann sichergestellt werden, dass inner-
halb des Plangebietes keine schutzbedürftigen Nutzungen im Sinne der 
Störfallverordnung (KAS-18) entstehen.  
Darüber hinaus soll die Umsetzung weitergehender organisatorischer 
und technischer Schutzmaßnahmen über Auflagen in der Baugenehmi-
gung, städtebauliche Verträge o. ä. gesichert werden. Die Maßnahmen 
tragen zu einem zusätzlichen Schutz bei potentiellen Störfällen bei. 
 
Der zitierte Begründungstext diente im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gungsverfahren lediglich dem Hinweis auf die noch anstehenden erfor-
derlichen Untersuchungen hinsichtlich der Störfallproblematik. Der be-
treffende Text wurde im Rahmen der Überarbeitung durch die Erläute-
rungen zu den Schutzmaßnahmen vor Störfallanlagen ersetzt. 
 
Zu den vorgeschlagenen organisatorischen und technischen Schutz-
maßnahmen zählt nicht mehr der bisher optional vorgeschlagene An-
schluss an die Sicherheitszentrale des CHEMPARKS.  
 
zu 3.): Art der baulichen Nutzung: 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchungen zum Bebauungs-
plan wurde eine neue Bewertung der „Beamtenkolonie“ vorgenommen. 
Auf Grund der historisch gewachsenen Situation des Nebeneinanders 
von Wohnen und Industrie wurde die „Beamtenkolonie“ als sogenannte 
Gemengelage eingestuft. Im Sinne des Gebots der Rücksichtnahme 
und der diesbezüglichen Rechtsprechung sind demnach in einer Ge-
mengelage, in dem zum Wohnen dienenden Gebiet, höhere Belästi-
gungen hinzunehmen, als die in einem reinen oder allgemeinen Wohn-
gebiet zulässigen Belastungen. Demzufolge erfolgt für die „Beamtenko-
lonie“ im Sinne des rechtlich zu ermittelnden Zwischenwertes bzw. Mit-
telwertes die Einstufung als Mischgebiet.  
 
zu 4.): Technische Ver- und Entsorgung: 
Ein Anschluss an den privaten Regenwasserkanal östlich der Edith-
Weyde-Straße ist nicht mehr vorgesehen. Stattdessen wird im Rahmen 
des Ausbaus der Edith-Weyde-Straße zu einer öffentlichen Verkehrs-
fläche eine Kanaltrasse und sonstige erforderliche Ver- und Entsor-
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gungsleitungen in den südlichen Teil der Edith-Weyde-Straße verlegt. 
Damit wird für alle Bauflächen innerhalb des Plangebietes die Erschlie-
ßung an das öffentliche Ver- und Entsorgungssystem hergestellt. Ein 
Anschluss an die derzeit im Plangebiet vorhandenen privaten Ver- und 
Entsorgungsleitungen ist nicht mehr erforderlich. 
 
zu 5.): Hydrologisches Gurtachten: 
Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde durch die 
Middendorf-Service GmbH ein hydrogeologisches Gutachten erstellt. 
Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass auch unter Berücksichti-
gung der durch die Currenta betriebenen Entnahmebrunnen keine ne-
gativen Auswirkungen auf die hydrogeologische und hydrologische Si-
tuation im Plangebiet bestehen oder zukünftig zu erwarten sind. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerungen werden zur Kenntnis genommen und hinsichtlich des 
vorbeugenden Immissionsschutzes, der Art der baulichen Nutzung und 
der technischen Ver- und Entsorgung gefolgt. 
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A 7: Bayer Real Estate GmbH vom 05.02.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 

Im Rahmen der Überarbeitung des Bebauungsplanes wurde für den 
wegfallenden Fuß- und Radweg, südlich des für die Ansiedlung der 
Hauptfeuer- und Rettungswache vorgesehenen Standortes, ein neuer 
Fuß- und Radweg festgesetzt. Die vorgesehene Wegeführung berück-
sichtigt eine angemessene Nutzung der südlich angrenzenden „Drei-
ecksfläche“. Die Wegeführung ermöglicht eine unmittelbare Erschlie-
ßung auf Leverkusener Stadtgebiet von der Edith-Weyde-Straße aus. 
Anstatt der bisher vorgesehen Festsetzung als Fläche für Stellplätze 
wird nun, entsprechend der Äußerung, eine überbaubare Grundstücks-
fläche festgesetzt. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
 
 


